Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1735 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über Jugendzahnpflege 
(Bundesjugendzahnpflegegesetz) 

— Drucksache IV/ 1266 — 

und den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über öffentliche Jugendzahnpflege 
(Bundesjugendzahnpflegegesetz) 

— Drucksache IV/ 1260 — 

A. Bericht des Abgeordneten Dr. Tamble *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1266 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den Gesetzentwurf Drucksache IV71260 — ■ 
durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 für erledigt 
zu erklären. 


Bonn, den 6. Dezember 1963 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) Dr. Tamble 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes über Jugendzahnpflege 
(Bundesjugendzahnpflegegesetz) 

— Drucksache IV/ 1266 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über Jugendzahnpilege 
(Bundesjugendzahnpflegegesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Zur Pflege und Gesunderhaltung der Zähne, 
des Mundes und der Kiefer bei Kindern und Jugend- 
lichen stellen die Gesundheitsämter folgende Lei- 
stungen sicher: 

1. jährlich mindestens eine zahnärztliche Un- 
tersuchung zur Feststellung der Behand- 
lungsbedürftigkeit und die erforderlichen 
N achuntersuchungen, 

2. die regelmäßige zahngesundheitliche Be- 
lehrung der Kinder und Jugendlichen, 


3. die Beratung der Eltern, Vormünder und 
sonstigen Sorgeberechtigten sowie der 
Lehrer und Berufsausbilder in allen Fra- 
gen der Zahngesundheit. 


§ 2 

Auf die Leistungen nach § 1 haben alle Kinder 
und Jugendlichen im Alter von 3 bis 18 Jahren 
einen Rechtsanspruch. Die Leistungen werden un- 
entgeltlich gewährt. 


Entwurf eines Bundesjugendzahnpflegegesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Zur Pflege und Gesunderhaltung der Zähne, 
des Mundes und der Kiefer bei Kindern und Jugend- 
lichen stellen die Gesundheitsämter folgende Lei- 
stungen sicher: 

1. die regelmäßige zahngesundheitliche Be- 
lehrung der Kinder und Jugendlichen, 

siehe Nr. 2 

2. jährlich mindestens eine zahnärztliche Un- 
tersuchung zur Feststellung der Behand- 
lungsbedürftigkeit, 

siehe Nr. 1 

3. nachgehende Gesundheitshilfe, insbeson- 
dere die Nachuntersuchung der behand- 
lungsbedürftigen Kinder und Jugend- 
lichen. 

(2) Den Gesundheitsämtern obliegt es ferner, 

1. Eltern, Vormünder, Personensorgeberech- 
tigte sowie Kindergärtnerinnen, Hort- 
nerinnen, Lehrer und Berufsausbilder in 
allen Fragen der Zahngesundheit zu bera- 
ten, 

2. die Untersuchungsbefunde zum Zwecke 
der Auswertung zu erfassen. 

§ 2 

Auf die Leistungen nach § 1 Abs. 1 haben Kinder 
und Jugendliche im Alter von 3 bis 18 Jahren einen 
Rechtsanspruch. Die Leistungen nach diesem Gesetz 
werden unentgeltlich gewährt. 
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Drucksache IV/ 1735 


Entwurf Beschlüsse desll. Ausschusses 

§ 2a 

Die Senate der Länder Berlin, Bremen und Ham- 
burg werden ermächtigt, die Vorschriften dieses Ge- 
setzes über die Zuständigkeit von Behörden dem 
besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzu- 
passen. 

§ 3 § 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 § 4 

Das Gesetz tritt ein Jahr nach seiner Verkündung Dieses Gesetz tritt am I. Januar 1965 in Kraft, 
in Kraft. 
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